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Rechtliche Begutachtung 

 

zu Ziel 6.1 - 11 LEP NRW - 

Flächensparende Siedlungsentwicklung 

im Entwurf 

des Landesentwicklungsplans Nordrhein-Westfalen  

(LEP NRW) 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



- 2 - 
 
 
 

 
 
 

 

I. 

 

Neben der raumordnerischen Festlegung selbst hat eine Bewertung aus juristischer 

Perspektive maßgeblich auch die jeweilige Erläuterung zu den textli-

chen/zeichnerischen Festlegungen zu berücksichtigen. Der Regelungsgehalt von Ziff. 

6.1-11 der textlichen Festlegungen des LEP NRW lässt sich unter Berücksichtigung 

dieser Erläuterung im Wesentlichen wie folgt zusammenfassen:  

 

1. 

Nach Ziff. 6.1-11 der als Ziel der Raumordnung gekennzeichneten textlichen Festle-

gungen des LEP NRW folgt die flächensparende Siedlungsentwicklung dem Leitbild, 

in Nordrhein-Westfalen das tägliche Wachstum der Siedlungs- und Verkehrsfläche bis 

zum Jahr 2020 auf 5 ha und langfristig auch „Netto-Null“ zu reduzieren.  

 

Darüber hinaus wird auf Ebene des Landesentwicklungsplans festgelegt, dass der Sied-

lungsraum zu Lasten des Freiraums im Regionalplan nur erweitert werden kann, wenn  

 

- aufgrund der Bevölkerungs- und Wirtschaftsentwicklung ein Bedarf 

an zusätzlichen Bauflächen nachgewiesen wird (Nachweis zusätzli-

chen Bedarfs)  

- andere (auf FNP-/Regionalplanebene) planerisch gesicherte nicht 

mehr benötigte Siedlungsflächen gem. Ziel 6.1/2 LEP NRW wieder 

dem Freiraum zugeführt wurden (Aufgabe von Siedlungsflächen-

reserven)  

- im bisher festgelegten Siedlungsraum keine andere für die Planung 

geeignete Fläche der Innenentwicklung vorhanden ist (fehlende Al-

ternativflächen) und  

- ein Flächentausch i.S.d. Ziel 6.1/10 LEP NRW nicht möglich ist 

(Unmöglichkeit des Flächentauschs).  

 

Ungeachtet jener Voraussetzungen ist darüber hinaus ausnahmsweise im Einzelfall 

die bedarfsgerechte Erweiterung vorhandener Betriebe möglich, soweit nicht andere 

spezifische freiraumschützende Festlegungen entgegenstehen (sog. betriebsgebunde-

ne Siedlungsraumerweiterung).  
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2. 

In den Erläuterungen zu Ziff. 6.1-11 des LEP NRW wird ausgeführt, dass sich die 

Festlegung neuer allgemeiner Siedlungsbereiche und neuer Bereiche für gewerbliche 

und industrielle Nutzungen im Regionalplan am Bedarf orientieren soll.  

 

Den Bedarf haben die Regionalplanungsbehörden, d.h. die Bezirksregierungen in 

Arnsberg, Detmold, Düsseldorf, Köln, Münster sowie der Regionalverband Ruhr, an-

hand einer landeseinheitlichen Methode zu ermitteln. Sodann wird der ermittelte Be-

darf über das auf Grundlage des in Nordrhein-Westfalen bereits installierten Sied-

lungsflächenmonitorings mit den Bauflächenreserven der Gemeinde abgeglichen. Das 

Siedlungsflächenmonitoring dient darüber hinaus dazu, Aufschluss über die tatsächli-

che Neuinanspruchnahme der planerischen Reserven auf FNP-Ebene (Bauflächen) und 

der darüber hinausgehenden Siedlungsraumreserven zu geben.  

 

Die Gemeinden haben die Regionalplanungsbehörden dadurch zu unterstützen, dass 

sie aktuelle Flächeninformationen zur Verfügung stellen und ggf. begründen, warum 

im Flächennutzungsplan dargestellte Bauflächen nicht genutzt werden können.  

 

In Bezug auf das zu Ziff. 6.1-11 der textlichen Festlegungen des LEP NRW eingangs 

formulierte Leitbild wird in den Erläuterungen ausgeführt, dass die Regionalplanung 

die Festlegung von Siedlungsbereichen am Leitbild auszurichten hat. Hierzu erfassen 

die Träger der Regionalplanung in den Erarbeitungsverfahren den Beitrag von Regio-

nalplanänderungen zum täglichen Wachstum der Siedlungs- und Verkehrsfläche für ihr 

Plangebiet und berichten der Landesplanungsbehörde gem. § 4 Abs. 4 LPlG. Die Lan-

desplanungsbehörde bewertet dies bereits im Rahmen ihrer Beratung der Regionalpla-

nungsbehörden im lfd. Verfahren im Hinblick auf die landesweite Entwicklung der 

Siedlungs- und Verkehrsfläche.  

 

In Bezug auf die (ausnahmsweise) unter erleichterten Voraussetzungen zulässige sog. 

betriebsgebundene Siedlungsraumerweiterung wird ausgeführt, dass für die Erweite-

rung vorhandener Betriebe ausnahmsweise auch ohne Einhaltung der im Ziel genann-

ten Bedingungen Freiraum in Anspruch genommen werden kann, wenn andere spezi-

fisch freiraumschützende Festlegungen nicht entgegenstehen. Auch solche (betriebs-

gebundenen) Siedlungserweiterungen sind bei der Flächenbedarfsermittlung anzurech-

nen und ggf. durch entsprechende Rücknahme zu kompensieren. In der Regel sollen ab 

einer Größe von 10 ha hierfür Regionalplanänderungen erforderlich sein.  
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II. 

 

Ausgehend davon soll nachfolgend eine juristische Bewertung der textlichen Festset-

zungen gem. Ziff. 6.1-11 des LEP NRW erfolgen. Dabei ist in erster Linie darauf ein-

zugehen, ob es sich bei der zu Ziff. 6.1-11 der textlichen Festlegungen des LEP NRW 

eingangs formulierten Vorgabe, wonach die flächensparende Siedlungsentwicklung 

dem Leitbild folgt, in Nordrhein-Westfalen das tägliche Wachstum der Siedlungs- und 

Verkehrsflächen bis zum Jahr 2020 auf 5 ha und langfristig auf „Netto-Null“ zu redu-

zieren, als Ziel der Raumordnung zu qualifizieren ist. Denn im Gegensatz zu Grund-

sätzen der Raumordnung sind Ziele der Raumordnung gem. § 4 Abs. 1 Satz 1 ROG bei 

raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen sowie Entscheidung öffentlicher Stel-

len über die Zulässigkeit raumbedeutsamer Planungen und Maßnahmen strikt zu be-

achten.  

 

Ob es sich bei einer landesplanerischen Festlegung um ein zu beachtendes Ziel oder 

(lediglich) einen zu berücksichtigenden Grundsatz der Raumordnung handelt, be-

stimmt sich maßgeblich danach, ob die landesplanerische Festlegung der gesetzlichen 

Definition eines Ziels der Raumordnung gem. § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG entspricht. Ob 

bzw. dass die Landesplanungsbehörde die konkrete Festlegung gem. § 7 Abs. 4 ROG 

als Ziel der Raumordnung gekennzeichnet hat, ist insoweit nicht ausschlaggebend.  

 

Vielmehr sind landesplanerische Festlegungen gem. § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG nur dann 

als Ziel der Raumordnung zu qualifizieren, wenn es sich insoweit um verbindliche 

Vorgaben in Form von räumlich und sachlich bestimmten oder bestimmbaren, vom 

Träger der Raumordnung abschließend abgewogenen textlichen oder zeichnerischen 

Festlegungen in Raumordnungsplänen zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des 

Raumes handelt. Neben der Bestimmtheit bzw. Bestimmbarkeit der raumordnerischen 

Vorgabe kommt es somit entscheidend darauf an, ob die jeweilige Festlegung ab-

schließend abgewogen ist. Letzteres wird zusätzlich auch in § 7 Abs. 2 Satz 1, 2. HS 

ROG zum Ausdruck gebracht.  

 

Jenen Anforderungen an ein Ziel der Raumordnung wird die landesplanerische Festle-

gung unter Ziff. 6.1-11 der textlichen Festlegungen des LEP NRW, um das Ergebnis 

an dieser Stelle bereits vorweg zu nehmen, nicht gerecht. Neben der hinreichenden 

Bestimmbarkeit fehlt es der landesplanerischen Festlegung bislang jedenfalls  
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- soweit ersichtlich - an einer § 7 Abs. 2 ROG entsprechenden abschließenden Abwä-

gung der öffentlichen und privaten Belange.  

 

1. Fehlende Zielqualität wegen mangelnder Bestimmbarkeit  

 

Die Frage der hinreichenden Bestimmtheit stellt sich in zweierlei Hinsicht.  

 

a) 

Auf den ersten Blick unbeantwortet lässt die als Ziel gekennzeichnete Festlegung unter 

Ziff. 6.1-11 der textlichen Festlegungen des LEP NRW die Frage, wer Adressat der 

Festlegung sein soll. Denn neben dem Träger der Regionalplanung kommen zudem die 

nordrhein-westfälischen Gemeinden in Betracht, wenn und soweit in der raumordneri-

schen Festlegung - wie hier - von einer „flächensparenden Siedlungsentwicklung“ die 

Rede ist. Siedlungsentwicklung erfolgt grundsätzlich nämlich auch auf Ebene der vor-

bereitenden bzw. verbindlichen Bauleitplanung. Es handelt sich insoweit also nicht um 

eine spezifisch raumordnungsrechtliche Terminologie. Dem ist jedoch entgegenzuhal-

ten, dass Adressat der raumordnerischen Festlegung, wie aus den Erläuterungen zu 

Ziff. 6.1-11 der textlichen Festlegungen des LEP NRW deutlich wird, nicht die Ge-

meinden, sondern die Träger der Regionalplanung sind. So wird in den Erläuterungen 

der raumordnerischen Festlegung nämlich klargestellt, dass „die Regionalplanung“ die 

Festlegung von Siedlungsbereichen am Leitbild auszurichten hat. Auf kommunaler 

Ebene wirkt sich die Festlegung (lediglich) insofern aus, dass selbstverständlich die 

kommunale Bauleitplanung an den die Festlegung unter Ziff. 6.1-11 beachtende bzw. 

berücksichtigenden regionalplanerischen Festlegungen auszurichten ist.  

 

Im Ergebnis lässt sich dementsprechend aber festhalten, dass die landesplanerische 

Festlegung unter Ziff. 6.1-11 der textlichen Festlegungen des LEP NRW in Bezug auf 

ihren Adressaten wenigstens hinreichend bestimmbar ist. Vor diesem Hintergrund ge-

nügt sie insoweit der bundesgesetzlichen Vorgabe des § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG.  

 

b) 

In inhaltlicher Hinsicht ist die raumordnungsrechtliche Festlegung unter Ziff. 6.1-11 

der textlichen Festlegungen des LEP NRW jedoch unter mehreren Gesichtspunkten 

weder hinreichend bestimmt noch bestimmbar.  
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Nicht eindeutig festgelegt ist insoweit beispielsweise, was unter „langfristig“ i.S.v. 

Ziff. 6.1-11 der textlichen Festlegungen des LEP NRW zu verstehen ist. Insoweit stellt 

sich konkret die unbeantwortet bleibende Frage, ob die Reduzierung des täglichen 

Wachstums der Siedlungs- und Verkehrsflächen auf „Netto-Null“ bereits zum 

01.01.2020 oder einen Zeitraum danach zu beachten ist. Nur der Vollständigkeit halber 

sei an dieser Stelle im Übrigen darauf hingewiesen, dass raumordnerische Festlegun-

gen gem. § 7 Abs. 1 Satz 1 ROG regelmäßig (nur) für einen mittelfristigen Zeitraum 

zu treffen sind. Insoweit muss vor diesem Hintergrund ferner bezweifelt werden, dass 

eine langfristige Festlegung als raumordnerische Regelung überhaupt getroffen werden 

kann.  

 

Ebenfalls nicht eindeutig bestimmt ist, wie das tägliche Siedlungs- bzw. Verkehrsflä-

chenwachstum zu ermitteln ist. Offen bleibt nämlich, auf welchen Zeitpunkt insoweit 

abzustellen ist. So käme neben dem Zeitpunkt der Entscheidung der jeweiligen Regio-

nalplanungsbehörde beispielsweise auch der Zeitpunkt der tatsächlichen Inanspruch-

nahme regionalplanerisch ausgewiesener allgemeiner Siedlungsbereiche bzw. von Be-

reichen für gewerbliche und industrielle Nutzungen in Betracht.  

 

c) 

Zusammenfassend lässt sich dementsprechend als Zwischenergebnis festhalten, dass es 

sich bei dem eingangs zu Ziff. 6.1-11 der textlichen Festlegungen des LEP NRW for-

mulierten Leitbild bereits wegen fehlender Bestimmtheit nicht um ein Ziel der Raum-

ordnung i.S.d. § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG handelt.  

 

2. Fehlende Zielqualität wegen Mängeln im Abwägungsvorgang 

 

Darüber hinaus genügt die Festlegung auch nicht den aus § 3 Abs. 1 Nr. 2 i.V.m. § 7 

Abs. 2 ROG resultierenden Anforderungen an das Gebot abschließender Abgewogen-

heit.  

 

Zielen der Raumordnung kommt die Funktion zu, räumlich und sachlich die zur Ver-

wirklichung der Grundsätze der Raumordnung notwendigen Voraussetzungen zu 

schaffen. In ihnen spiegelt sich auf Ebene der Landesplanung bereits eine Abwägung 

zwischen den durch die Grundsätze der Raumordnung verkörperten unterschiedlichen 

raumordnerischen Belangen wider. Einer weiteren Abwägung auf nachgeordneter Stu-
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fe sind sie nicht zugänglich. Vielmehr sind die planerischen Vorgaben, die sich den 

Zielfestlegungen entnehmen lassen, verbindlich.  

 

Auch unter diesem Gesichtspunkt begegnet die Festlegung unter Ziff. 6.1-11 der text-

lichen Festlegungen des LEP-NRW in mehrerer Hinsicht Bedenken.  

 

a) 

So kann zunächst schon nicht nachvollzogen werden, woraus sich der von der Landes-

planungsbehörde festgelegte Schwellenwert von 5 ha des max. zulässigen Siedlungs- 

und Verkehrsflächenwachstums pro Tag ableiten lässt. Die Erläuterungen zu Ziff. 6.1-

11 der textlichen Festlegungen des LEP NRW geben über die hierzu angestellten Er-

wägungen keinen Aufschluss. Nur eine nachvollziehbare Erwägung der Landespla-

nungsbehörde kann jedoch Grundlage einer sachgerechten Abwägung sein.  

 

Sofern es sich insoweit um eine Prognoseentscheidung handelt, müsste diese unter 

Heranziehung des jeweils gebotenen empirischen Materials wenigstens plausibel sein. 

Eine Plausibilitätskontrolle ist anhand der in den Erläuterungen zum Ausdruck ge-

brachten Erwägungen der Landesplanungsbehörde jedoch nicht möglich.  

 

b) 

Darüber hinaus ist davon auszugehen, dass sich die landesplanerische Festlegung auf 

die verschiedenen Planungsräume der jeweils zuständigen Regionalplanungsbehörden 

ganz unterschiedlich und eher zufällig auswirkt. Insbesondere solche Planungsräume, 

in denen schon heute keine bzw. nur geringe Siedlungsflächenreserven zur Verfügung 

stehen, sind von der unter Ziff. 6.1-11 der textlichen Festlegungen des LEP NRW ge-

troffenen Regelungen weitaus stärker in ihren Entwicklungsmöglichkeiten einge-

schränkt.  

 

Davon ausgehend würde eine sachgerechte Abwägung voraussetzen, dass zunächst 

vorab eine Bestandserhebung erfolgt, um die planungsrechtlichen Auswirkungen jener 

Festlegung überhaupt sachgerecht beurteilen zu können. Darüber hinaus müsste die 

Abwägungsentscheidung selbst derart unterschiedliche Auswirkungen auf verschiede-

ne Planungsräume berücksichtigen und sachgerecht abarbeiten.  

 

 

 



- 8 - 
 
 
 

 
 
 

c) 

Auch dem Gebot abschließender Abwägung ist dementsprechend nicht hinreichend 

Rechnung getragen.  

 

 

III. 

 

Zusammenfassend lässt sich somit insgesamt festhalten, dass die eingangs zu Ziff. 6.1-

11 der textlichen Festlegungen des LEP NRW formulierte Regelung kein Ziel der 

Raumordnung i.S.d. § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG darstellt, da es die insoweit gesetzlich nor-

mierten Voraussetzungen eines Ziels der Raumordnung nicht vollumfänglich erfüllt. 

Es handelt sich weder um eine hinreichend bestimmte, noch um eine abschließend in 

sich abgewogene Festlegung.  

 

Allenfalls handelt es sich somit um einen Grundsatz der Raumordnung, der auf nach-

geordneter Planungsebene im Rahmen der Abwägung zu berücksichtigen, nicht aber 

strikt zu beachten ist.  

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
 

(Dr. Rainer Voß) 
Rechtsanwalt 


